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VERFASSUNGSBESCHWERDE

Herausgabe von Wartungsunterlagen eines Geschwindig-
keitsmessgeräts im standardisierten Messverfahren
|  Der Verfassungsgerichtshof (VGH) Rheinland-Pfalz hat jetzt einer Verfassungsbeschwerde 
stattgegeben, der eine Verurteilung wegen eines Geschwindigkeitsverstoßes zugrunde lag.  |

Sachverhalt
Mit seiner Verfassungsbeschwerde machte ein Autofahrer u. a. geltend, die Nichtüberlassung 
der Wartungs- und Instandsetzungsunterlagen des Messgeräts sowie bestimmter Messdaten 
(Falldatensätze der gesamten Messreihe einschließlich der Statistikdatei und Case-List) ver
stoße gegen Grundrechte der Landesverfassung.

Dem Autofahrer war eine Geschwindigkeitsüberschreitung vorgeworfen worden. Die Geschwin-
digkeitsmessung erfolgte mittels eines mobilen Messgeräts des Typs PoliScan Speed M1 der 
Firma Vitronic. Nachdem seine Verteidigerin Einsicht in die Bußgeldakte erhalten hatte, bean-
tragte sie, ihr weitere Dokumente zu überlassen – u. a. die Wartungs- und Instandsetzungs
unterlagen des Messgeräts, die nicht Bestandteil der Bußgeldakte sind.

So entschieden die Instanzen
Das Amtsgericht (AG) lehnte den Antrag ab und verurteilte den Autofahrer wegen des Geschwin-
digkeitsverstoßes zu einer Geldbuße von 140 Euro. Sein beim Oberlandesgericht (OLG) Koblenz 
gestellter Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde blieb ohne Erfolg.

Kehrtwende durch den Verfassungsgerichtshof
Die Entscheidungen des AG und OLG verletzten den Beschwerdeführer in seinem Recht auf ein 
faires Verfahren, so der VGH. Aus diesem Grundsatz folge das Recht des Betroffenen, Unter
lagen über Messgerät und Geschwindigkeitsmessung einzusehen.

„Waffengleichheit“ …
So werde dem auch vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in jüngerer Zeit betonten Gedan-
ken der „Waffengleichheit“ zwischen Bußgeldbehörde und Betroffenem Rechnung getragen und 
Autofahrern zu ermöglichen, nach Entlastungsmomenten in Gestalt von Fehlern im Mess
verfahren zu suchen.

… aber kein unbegrenzter Informationsanspruch
Allerdings bestehe ein Informationsanspruch nicht unbegrenzt. Er setze zum einen voraus, dass 
der Betroffene die begehrten Informationen hinreichend konkret benenne. Zum anderen sei 
erforderlich, dass die Dokumente einen sachlichen und zeitlichen Zusammenhang mit dem  
jeweiligen Ordnungswidrigkeitenvorwurf sowie eine erkennbare Relevanz für die Verteidigung 
aufwiesen. Zudem dürften dem Anspruch keine gewichtigen verfassungsrechtlich verbürgten 
Interessen, z. B. die Funktionstüchtigkeit der Rechtspflege oder schützenswerte Interessen 
Dritter entgegenstehen. Im Fall der begehrten Einsicht in die Wartungs- und Instandsetzungs-
unterlagen des Messgeräts seien die Voraussetzungen eines Einsichtsrechts erfüllt.

Da die Verfassungsbeschwerde bereits wegen der verweigerten Einsichtnahme in die genann-
ten Unterlagen erfolgreich war, könne die vom Autofahrer weiter aufgeworfene Frage dahinste-
hen, ob das Messergebnis wegen der vom Messgerät nicht gespeicherten sog. Rohmessdaten 
verwertbar gewesen sei.

QUELLE  |  VGH Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 13.12.2021, VGH B 46/21, PM 8/21
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Wegen langen Zeitablaufs kann vom Fahrverbot abgesehen 
werden
|  Liegt zwischen der Ordnungswidrigkeit und der Ahndung der Tat ein längerer Zeitraum, 
kann es sein, dass ein Fahrverbot wegen des langen Zeitraums entfällt. Das hat das Amts­
gericht (AG) Trier nun bestätigt.  |

Der Zeitraum zwischen Ordnungswidrigkeit und Ahndung, ab welchem ein Entfallen des Fahr­
verbots zu prüfen ist, wird oft pauschal auf zwei Jahre bestimmt. Diese Frist ist aber nicht zwin­
gend, sondern muss letztlich im Einzelfall geprüft werden.

Das AG hat den Betroffenen am 3.9.2021 wegen einer am 30.10.2019 vorsätzlich begangenen 
Geschwindigkeitsüberschreitung um 50 km/h außerhalb geschlossener Ortschaften verurteilt. 
Aufgrund des langen Zurückliegens der Tat hat das AG das Regelfahrverbot nicht mehr als  
erforderlich angesehen und von der Verhängung abgesehen. Die Geldbuße hat es auch nicht 
erhöht.

QUELLE  |  AG Trier, Urteil vom 3.9.2021, 27c OWi 8143 Js 10147/20, Abruf-Nr. 226376 unter www.iww.de

KOKAINKONSUM

Aberkennung einer europäischen Fahrerlaubnis  
im Bundesgebiet
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Trier hat die Rechtmäßigkeit einer Aberkennung des Rechts 
bestätigt, von einer im europäischen Ausland erteilten Fahrerlaubnis im Bundesgebiet  
Gebrauch zu machen. Danach ist eine Fahrerlaubnis zwingend zu entziehen, wenn die Ein­
nahme sog. harter Drogen im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) feststehe. Canna­
bis zähle allerdings nicht hierzu.  |

Sachverhalt
Der Antragsteller, ein Autofahrer, ist Inhaber einer im europäischen Ausland erteilten Fahrer­
laubnis mit Wohnsitz in Deutschland, was ihn nach den einschlägigen Vorschriften zum Führen 
von Kraftahrzeugen auch im Inland berechtigt. Anlässlich einer Verkehrsunfallaufnahme  
wurden beim Antragsteller Anzeichen eines zeitnahen Betäubungsmittelkonsums festgestellt. 
Ein Urintest verlief positiv auf Kokain und THC. Die Auswertung der entnommenen Blutprobe 
bestätigte den Befund. Daher verfügte die Fahrerlaubnisbehörde gegenüber dem Antragsteller 
die Aberkennung des Rechts, von seiner im europäischen Ausland erteilten Fahrerlaubnis im 
Bundesgebiet Gebrauch zu machen und ordnete die sofortige Vollziehbarkeit an.

Hiergegen legte der Kläger Widerspruch ein und stellte bei Gericht einen Eilantrag. Begrün­
dung: Beim Besuch eines Bekannten, der Kokain geraucht habe, müsse es wohl zu einer unbe­
absichtigten Aufnahme von Kokain gekommen sein. Möglicherweise hätten sich an dem ihm 
zum Trinken angebotenen Glas Anhaftungen von Kokain befunden; außerdem habe er die  
Tabakblättchen seines Bekannten benutzt, auf denen möglicherweise ebenfalls Kokainanhaf­
tungen gewesen seien.

Das VG lehnte den Eilantrag ab. Eine Fahrerlaubnis sei zwingend zu entziehen, wenn die Ein­
nahme sog. harter Drogen im Sinne des BtMG feststehe. Dies gelte unabhängig von der Häufig­
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keit des Konsums, von der Höhe der Betäubungsmittelkonzentration, von einer Teilnahme am 
Straßenverkehr im berauschten Zustand und vom Vorliegen konkreter Ausfallerscheinungen 
beim Betroffenen.

Einmaliger Gebrauch harter Drogen führt bereits zu Sanktionen
Dementsprechend sei die Entziehung der Fahrerlaubnis bereits gerechtfertigt, wenn einmalig 
sog. harte Drogen im Körper des Fahrerlaubnisinhabers nachgewiesen werden könnten. Dies 
sei hier der Fall gewesen. Davon, dass es lediglich zu einer unbeabsichtigten Aufnahme von 
Kokain gekommen sei, sei nicht auszugehen. Die vermutete Aufnahme von Kokain durch Anfas­
sen des Wasserglases oder der Tabakblättchen sei zum einen ohnehin nicht plausibel. Im  
Übrigen sei es nach dem Ergebnis der Blutprobe nahezu ausgeschlossen, dass der Antrag­
steller nur eine geringste Menge Kokain unbewusst eingenommen habe; der festgestellte  
Benzoylecgoninwert noch über 96 Stunden später sei damit nicht plausibel erklärbar.

Damit habe der Antragsteller sich als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen erwiesen, 
was die Fahrerlaubnisbehörde im Fall einer im europäischen Ausland erteilten Fahrerlaubnis 
nach den einschlägigen straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften dazu berechtige, das Recht 
abzuerkennen, von dieser im Bundesgebiet Gebrauch zu machen.

QUELLE  |  VG Trier, Beschluss vom 7.12.2021, 1 L 3223/21.TR, PM 38/21
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Handy auf dem Oberschenkel ablegen, heißt, es zu benutzen
|  Wird dem Betroffenen die verbotswidrige Benutzung eines Mobiltelefons zur Last gelegt, ist 
entscheidend, ob er es wirklich „benutzt“ hat. Das hat das Bayrische Oberste Landesgericht 
(BayObLG) jetzt für das Ablegen des Handys auf dem Oberschenkel bejaht.  |

Denn, so das Gericht, eine verbotswidrige Benutzung eines Mobiltelefons liege nicht nur vor, 
wenn dieses mit der Hand ergriffen wird. Vom Wortsinn (gemäß Duden, siehe www.duden.de, 
Stichwort „halten“) her bedeute „halten“ einerseits „festhalten“ und andererseits „bewirken, 
dass etwas in seiner Lage, seiner Stellung oder Ähnlichem bleibt“. Demnach liegt ein Halten 
nicht nur vor, wenn ein Gegenstand mit der Hand ergriffen wird, sondern auch, wenn er  
zwischen Schulter und Ohr geklemmt wird. Zudem ist ein Halten gegeben, wenn das Gerät in 
sonstiger Weise mithilfe der menschlichen Muskulatur in seiner Position bleibt.

Ein Mobiltelefon kann während der Fahrt, verbunden mit den damit einhergehenden Geschwin­
digkeits- und Richtungsänderungen, nicht allein durch die Schwerkraft auf dem Schenkel  
verbleiben. Es bedarf bewusster Kraftanstrengung, um die Auflagefläche so auszubalancieren, 
dass das Mobiltelefon nicht vom Bein herunterfällt. Auch dieses durch menschliche Kraft­
anstrengung bewirkte Ausbalancieren unterfällt dem Begriff des Haltens.

QUELLE  |  BayObLG, Urteil vom 10.1.2022, 201 ObOWi 1507/21, Abruf-Nr. 227073 unter www.iww.de


